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1 Anlass und Aufgabenstellung  

1.1 Rechtliche Rahmenbedingungen 

Die Fa. Lidl Vertriebs-GmbH & Co. KG, Paderborn, beabsichtigt durch einen Abriss und einen nach 
Südwesten verlagerten Neubau die Erweiterung des an der Hannoverschen Straße gelegenen Ver-
brauchermarktes. Die Verkaufsfläche soll von bisher 970 m² auf 1.205 m² erweitert werden. Das 
Vorhaben weist nach der Erweiterung eine Gesamtgeschossfläche von rd. 1.977 m² auf.  

Die 3. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 2 A „Kreuzbreite“ soll als Bebauungsplan der Innen-
entwicklung gem. § 13 a BauGB aufgestellt werden.  

Bebauungsplan der Innenentwicklung gem. § 13 a BauGB 

§ 13 a Abs. 1 BauGB:  
„(1) Ein Bebauungsplan für die Wiedernutzbarmachung von Flächen, die Nachverdichtung oder andere Maß-
nahmen der Innenentwicklung (Bebauungsplan der Innenentwicklung) kann im beschleunigten Verfahren 
aufgestellt werden. Der Bebauungsplan darf im beschleunigten Verfahren nur aufgestellt werden, wenn in 
ihm eine zulässige Grundfläche im Sinne des § 19 Absatz 2 der Baunutzungsverordnung oder eine Größe 
der Grundfläche festgesetzt wird von insgesamt 

1. weniger als 20.000 Quadratmetern, wobei die Grundflächen mehrerer Bebauungspläne, die in einem 
engen sachlichen, räumlichen und zeitlichen Zusammenhang aufgestellt werden, mitzurechnen sind, 
oder 

2. 20.000 Quadratmetern bis weniger als 70.000 Quadratmetern, wenn auf Grund einer überschlägi-
gen Prüfung unter Berücksichtigung der in Anlage 2 dieses Gesetzes genannten Kriterien die Ein-
schätzung erlangt wird, dass der Bebauungsplan voraussichtlich keine erheblichen Umweltauswir-
kungen hat, die nach § 2 Absatz 4 Satz 4 in der Abwägung zu berücksichtigen wären (Vorprüfung 
des Einzelfalls); die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange, deren Aufgabenbereiche 
durch die Planung berührt werden können, sind an der Vorprüfung des Einzelfalls zu beteiligen. 

Wird in einem Bebauungsplan weder eine zulässige Grundfläche noch eine Größe der Grundfläche festge-
setzt, ist bei Anwendung des Satzes 2 die Fläche maßgeblich, die bei Durchführung des Bebauungsplans 
voraussichtlich versiegelt wird. Das beschleunigte Verfahren ist ausgeschlossen, wenn durch den Bebau-
ungsplan die Zulässigkeit von Vorhaben begründet wird, die einer Pflicht zur Durchführung einer Umwelt-
verträglichkeitsprüfung nach dem Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung oder nach Landesrecht 
unterliegen. Das beschleunigte Verfahren ist auch ausgeschlossen, wenn Anhaltspunkte für eine Beeinträch-
tigung der in § 1 Absatz 6 Nummer 7 Buchstabe b genannten Schutzgüter oder dafür bestehen, dass bei 
der Planung Pflichten zur Vermeidung oder Begrenzung der Auswirkungen von schweren Unfällen nach § 
50 Satz 1 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes zu beachten sind. 

Die 3. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 2 A „Kreuzbreite“ weist eine Gesamtfläche des Plange-
bietes von 6.759 m² auf. Die GRZ (Grundflächenzahl) wird mit 0,6 unverändert aus dem rechts-
verbindlichen B-Plan Nr. 2 A bzw. dessen 2. Änderung übernommen. Für das geplante Sonderge-
biet mit der Zweckbestimmung „großflächiger Einzelhandel - Nahversorger“ ergibt sich eine ma-
ximal überbaubare Grundfläche von 4.055 m², so dass § 13 a Abs. 1 Nr. 1 BauGB Anwendung 
findet. § 13 a Abs. 1 Nr. 2 BauGB findet keine Anwendung.  

Beurteilung nach UVPG und NUVPG 

Gemäß § 13 a Abs. 1 Satz 4 BauGB ist das beschleunigte Verfahren dann ausgeschlossen, wenn 
durch den Bebauungsplan die Zulässigkeit von Vorhaben begründet wird, die einer Pflicht zur 
Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung nach dem Gesetz über die Umweltverträglich-
keitsprüfung oder nach Landesrecht unterliegen. 
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- UVPG 

Gem. Anlage 1, Nr. 18.8 ist bei dem Bau eines Vorhabens der in den Nummern 18.1 bis 18.7 
genannten Art, soweit der jeweilige Prüfwert für die Vorprüfung erreicht oder überschritten wird 
und für den in sonstigen Gebieten ein Bebauungsplan aufgestellt, geändert oder ergänzt wird, 
eine Allgemeine Vorprüfung des Einzelfalles durchzuführen. Das geplante Sondergebiet mit der 
Zweckbestimmung „großflächiger Einzelhandel - Nahversorger“ liegt nicht im Außenbereich im 
Sinne des § 35 des Baugesetzbuches, so dass eine Allgemeine Vorprüfung des Einzelfalles nicht 
erforderlich ist.  

- NUVPG 

Gem. Anlage 1 NUVPG Nr. 13 bereitet der Bebauungsplan den „Bau eines Einkaufszentrums, eines 
großflächigen Einzelhandelsbetriebes oder eines sonstigen großflächigen Handelsbetriebes im 
Sinne des § 11 Abs. 3 Satz 1 der BauNVO mit einer Geschossfläche von 1.200 m² oder mehr 
innerhalb der im Zusammenhang bebauten Ortsteile im Sinne des § 34 BauGB oder im Außenbe-
reich im Sinne des § 35 des BauGB“ vor.  

Die geplante Geschossfläche von 1.977 m² überschreitet den Prüfwert des NUVPG, so dass eine 
Allgemeine Vorprüfung des Einzelfalles erforderlich ist.  

- Beeinträchtigung der in § 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchstabe b genannten Schutzgüter 

Das beschleunigte Verfahren ist auch ausgeschlossen, wenn Anhaltspunkte für eine Beeinträchti-
gung der in § 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchstabe b genannter Schutzgüter bestehen.  

Aufgrund der Lage im Siedlungszusammenhang, der angrenzenden und bestehenden Bebauungs-
strukturen (bisher im Plangebiet und daran östlich anschließend festgesetzte Gewerbegebiete 
gem. § 8 BauNVO, Lage an der Haupterschließungsstraße Hannoversche Straße) ist eine über den 
Bebauungsplan Nr. 2 A „Kreuzbreite“ hinausgehende Beeinträchtigung der in § 1 Abs. 6 Nr. 7 
Buchstabe b genannten Schutzgüter nicht ableitbar.   

Die allgemeine Vorprüfung wird gem. § 3 c UVPG materiell-rechtlich auf Grundlage der Kriterien 
der Anlage 2 BauGB durchgeführt. Hierbei ist im Rahmen einer überschlägigen Prüfung – auf der 
Grundlage vorhandener Erkenntnisse (z. B. Gutachten, Entwürfe) – unter Berücksichtigung defi-
nierter Kriterien und Maßstäbe festzustellen, ob der Bebauungsplan erhebliche nachteilige Um-
weltauswirkungen haben kann oder diese durch seine veränderten Festsetzungen vorbereitet. 
Gleichzeitig ist zu berücksichtigen, inwiefern Umweltauswirkungen durch die vom Träger des Vor-
habens vorgesehenen Vermeidungs- und Minimierungsmaßnahmen offensichtlich ausgeschlossen 
werden können. Bei der allgemeinen Vorprüfung ist auch zu berücksichtigen, inwieweit Prüfwerte 
für Größe oder Leistung, die die Vorprüfung eröffnen, überschritten werden. Für das erstmalige 
Erreichen oder Überschreiten und jedes weitere Überschreiten der Prüfwerte für Größe oder Leis-
tung gilt § 3 b Abs. 2 Satz 1 und 2 und Abs. 3 entsprechend. Auf der Basis des Ergebnisses der 
Allgemeinen Vorprüfung ist ggf. über eine weitergehende UVP zu entscheiden.  

Im Rahmen der Vorprüfung des Einzelfalls ist gem. § 3 Abs. 2 UVPG nicht nur das konkrete Vor-
haben zu berücksichtigen, sondern auch weitere kumulierende Vorhaben, die in einem unmittel-
baren sachlichen, räumlichen und zeitlichen Zusammenhang mit dem Vorhaben stehen.  

In Bezug auf die 3. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 2 A „Kreuzbreite“ sind keine kumulieren-
den Vorhaben einzubeziehen, da keine konkreten Vorhaben im unmittelbaren, sachlichen, räum-
lichen und zeitlichen Zusammenhang mit dem Vorhaben stehen. Die Auswirkungen des Vorhabens 
sind in ihrer Ausdehnung und Auswirkung (GRZ=0,6 zzgl. 50% Überschreitung, jedoch bis maxi-
mal 0,8) bereits rechtswirksam durch den Bebauungsplan Nr. 2 A „Kreuzbreite“. Über dieses Maß 
hinaus werden keine zusätzlichen umweltrelevanten Beeinträchtigungen erzeugt. 

https://dejure.org/gesetze/UVPG_a.F./3b.html
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1.2 Grundlagen der Vorprüfung 

Die UVP-Vorprüfung wird nachfolgend in Form textlicher Erläuterungen und einer tabellarischen 
Beschreibung und Bewertung vorgenommen. Sie erfolgt auf der Basis der 3. Änderung des Be-
bauungsplanes Nr. 2 A „Kreuzbreite“ in der zurzeit vorliegenden Form (Entwurf). 

1.3 Räumlicher Geltungsbereich 

Der räumliche Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 2 A „Kreuzbreite“, 3. Änderung, liegt im 
südwestlichen Bereich des rechtswirksamen Bebauungsplanes Nr. 2 A „Kreuzbreite“. Das Plange-
biet der 3. Änderung liegt deckungsgleich auf den Flächen der 2. Änderung und erstreckt sich 
darüber hinaus auf Teilflächen des östlich angrenzenden Flurstückes, welches im Bebauungsplan 
Nr. 2 A „Kreuzbreite“ bisher als Gewerbegebiet gem. § 8 BauNVO festgesetzt ist. Der räumliche 
Geltungsbereich der 2. Änderung ist als Sondergebiet mit der Zweckbestimmung „großflächiger 
Einzelhandel - Nahversorger“ gem. § 11 Abs. 3 BauNVO festgesetzt. Der räumliche Geltungsbe-
reich wird im Nordwesten durch die Hannoversche Straße, im Süden durch die Ahnser Straße, und 
im Osten und Nordosten durch die im Bebauungsplan Nr. 2 A „Kreuzbreite“ festgesetzten Gewer-
begebiete begrenzt. 

1.4 Aktuelle Nutzungen  

Der größte Teil des Plangebietes der 3. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 2 A „Kreuzbreite“ wird 
durch Gebäude (Einzelhandel), Stellplatzflächen, randständische Gehölze und durch die Hausgar-
tenflächen mit Gehölzbestand des südöstlich angrenzenden Wohngebäudes geprägt.  

Das Plangebiet der 3. Änderung sowie die unmittelbare östliche Umgebung wird durch den Be-
bauungsplan Nr. 2 A sowie dessen 2. Änderung mit den darin getroffenen Festsetzungen zu Art 
und Maß der baulichen Nutzung, der Bauweise und der Grundstücksfläche, die überbaut werden 
darf, geprägt. 

Im weiteren östlichen Anschluss an das Gewerbegebiet beginnt die offene und durch landwirt-
schaftliche Nutzflächen geprägte Feldflur, die jedoch aufgrund des großen Abstandes mit ihren 
Anforderungen an die Integration der hinzukommenden Bebauung in das Landschaftsbild keinen 
Einfluss auf das hier in Rede stehende Plangebiet haben.  

Die unmittelbar westlich und südlich an den Planbereich anschließenden Siedlungsabschnitte wer-
den durch die entlang der Hannoverschen Straße und Ahnser Straße befindlichen Mischnutzungen 
sowie die sich rückwärtig daran anschließenden Wohnsiedlungsbereiche geprägt. Im weiteren 
südwestlichen Verlauf der Hannoverschen Straße befindet sich der zentrale Versorgungsbereich 
Bückeburgs, der sich sowohl auf Teilflächen der Hannoverschen Straße als auch auf die Obertor-
straße erstreckt.  

1.5 Entwicklungsziele 

Nach Einschätzung der Lidl-Vertriebs-GmbH & Co. KG, Paderborn, ist der Standort Bückeburg 
aufgrund der Größe und Ausprägung des ansässigen Marktes für eine zukunftsorientierte Entwick-
lung nicht mehr ausreichend groß bemessen. Daher soll in diesem städtebaulich integrierten und 
bereits im Sinne der Planung genutzten Areal der bestehende Lebensmittelnahversorger zurück-
gebaut und die Erweiterung des Nahversorgers auf eine Gesamtverkaufsfläche von bisher 970 m² 
auf zukünftig 1.205 m² durch einen auf dem Grundstück nach Südwesten verlagerten Neubau 
ermöglicht werden.  

Mit der 3. Änderung des Bebauungsplans Nr. 2 A „Kreuzbreite“ soll diese Erweiterung planungs-
rechtlich als großflächiger Einzelhandelsbetrieb gesichert werden. Das Areal soll im Bereich des 



Bebauungsplan Nr. 2 A „Kreuzbreite“, 3. Änderung, Stadt Bückeburg 
Allgemeine Vorprüfung des Einzelfalls gem. § 13 a BauGB i. V. m. § 17 UVPG 

______________________________________________________________________________________________ 
Planungsbüro REINOLD – Raumplanung und Städtebau – Seetorstraße 1 A – 31737 Rinteln 

 6 

bereits bestehenden Nahversorgungsmarktes auf der Grundlage der 2. Änderung des Bebauungs-
planes Nr. 2 A „Kreuzbreite“ als Sondergebiet mit der Zweckbestimmung „großflächiger Einzel-
handel - Nahversorger“ festgesetzt werden.  

1.6 Verfahren zur Durchführung  

Bei der 3. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 2 A „Kreuzbreite“ handelt es sich um einen sog. 
Bebauungsplan der Innenentwicklung, der gem. § 13 a BauGB im beschleunigten Verfahren durch-
geführt werden soll. In dem vorliegenden B-Plan handelt es sich um eine festgesetzte Grundfläche 
von weniger als 20.000 m², wobei die Grundfläche mehrerer Bebauungspläne, die in einem engen 
sachlichen, räumlichen und zeitlichen Zusammenhang aufgestellt werden, mitzurechnen sind. So-
fern die Stadt Bückeburg aufgrund der Vorprüfung des Einzelfalls zu der Einschätzung gelangt, 
dass der Bebauungsplan voraussichtlich keine erheblichen Umweltauswirkungen hat, bedarf es 
keiner förmlichen Umweltprüfung. Zudem darf das durch den Bebauungsplan begründete Vorha-
ben nicht der Pflicht zu einer Umweltverträglichkeitsprüfung unterliegen und es dürfen auch keine 
Anhaltspunkte für Beeinträchtigungen von Gebieten von gemeinschaftlicher Bedeutung nach der 
Fauna-Flora-Habitat-Richtlinie (FFH-RL) und von Vogelschutzgebieten nach der Vogelschutzricht-
linie (VS-RL) vorliegen.  

Gem. der Anlage 1 Nr. 13 NUVPG bereitet der B-Plan den Bau eines großflächigen Einzelhandels-
betriebes im Sinne des § 11 Abs. 3 Satz 1 der Baunutzungsverordnung mit einer Geschossfläche 
von 1.200 m2 oder mehr innerhalb des im Zusammenhang bebauten Ortsteiles im Sinne des § 34 
des Baugesetzbuches vor. Entsprechend der Anlage 1 Nr. 13 NUVPG ist eine allgemeine Vorprü-
fung des Einzelfalles erforderlich.  

Gem. § 1 Abs. 6 Nr. 4 BauGB gehören die Erhaltung, Erneuerung, Fortentwicklung, Anpassung 
und der Umbau vorhandener Ortsteile sowie die Erhaltung und Entwicklung zentraler Versorgungs-
bereiche zu den öffentlichen Belangen der Bauleitplanung, die in die Abwägung nach § 1 Abs. 7 
BauGB einzustellen sind. Nach § 34 Abs. 3 BauGB dürfen von (Innenbereichs-) Vorhaben nach 
Absatz 1 oder 2 keine schädlichen Auswirkungen auf zentrale Versorgungsbereiche in der Ge-
meinde oder in anderen Gemeinden zu erwarten sein. Hierdurch soll der Schutz bestehender zent-
raler Versorgungsbereiche gesichert werden. Als Maßstab zur Feststellung schädlicher Auswirkun-
gen darf insbesondere der zu erwartende Kaufkraftabfluss herangezogen werden.1 Daneben die-
nen der Einzugsbereich und das Warensortiment des Vorhabens der Orientierung der Bewertung. 

2 Allgemeine Vorprüfung 

2.1 Kriterien 

Zur Beurteilung der voraussichtlichen Umweltauswirkungen des genannten Bebauungsplanes wer-
den die in Anlage 2 zu § 13 a Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 BauGB sowie Anlage 2 zum NUVPG genannten 
Kriterien herangezogen. Bei der Vorprüfung des Einzelfalls ist zu berücksichtigen, inwieweit Um-
weltauswirkungen durch vorgesehene bzw. vorzusehende Vermeidungs- und Verminderungsmaß-
nahmen ausgeschlossen werden und damit Auswirkungen auf die Erheblichkeitsbewertung haben 
können. Die planbezogenen Vorbelastungen des Gewerbegebietes sind hierbei zu berücksichtigen. 

 

 
1 OVG Münster, Urt. V. 11.12.2006- 7A 964/05 
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2.2 Prüfung gem. Anlage 2 BauGB i.V.m. Anlage 2 NUVPG 

2.2.1 Merkmale des Bebauungsplanes 

Die Merkmale des Vorhabens sind insbesondere hinsichtlich der nachfolgenden Kriterien zu beur-
teilen (BauGB, Anlage 2 zu § 13 a Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 in Verbindung mit NUVPG, Anlage 2). 

Kriterium gem. An-

lage 2 BauGB i.V. m. 
Anlage 2 NUVPG 

Beschreibung / Auswirkung Bewertung 

1.1 Ausmaß und Größe 

des Vorhabens  
 

• Gesamtfläche Plangebiet (Sondergebiet 
„großflächiger Einzelhandel -Nahver-

sorger“): 6.759 m² mit Stellplätzen und 
einer den Parkplatz einfassende Hain-

buchen- oder Rotbuchenhecke und 10 
Bäumen. Diese Pflanzungen sind um-

gesetzt und werden, mit Ausnahme ei-

nes Einzelbaumes, zum Erhalt festge-
setzt.  

  

• Zulässige Grundfläche gem. Festset-
zungen im SO-Gebiet GRZ 0,6 (inkl. 

Überschreitung bis zu einer GRZ von 

0,8 für Stellflächen und Nebenanla-
gen): 5.407 m² 

 

• Ausmaß der Veränderung der Verkaufs-
fläche von 970 m² auf 1.205 m² Ver-

kaufsfläche.  

 
• Ausmaß der Veränderung der Gesamt-

geschossfläche von 1.502 m² auf ca. 

1.977 m².  

Die insgesamt festgesetzte 

Grundfläche des Bebauungs-
planes liegt unterhalb von 

20.000 m² gem. § 13 a Abs. 1 
Nr. 1 BauGB, eine überschlä-

gige Prüfung gem. § 13 a Abs. 

1 Nr. 2 ist somit nicht an-
wendbar. Eine weitergehende 

Prüfung der Umweltverträg-
lichkeit ist voraussichtlich 

nicht notwendig. Eine Erhö-

hung der Flächenversiegelung 
findet gegenüber der bislang 

für die Flächen bereits pla-
nungsrechtlich zulässigen 

Versiegelung nicht statt. 

 
Im Rahmen der Planung wird 

die Gesamtgeschossfläche auf 
ca. 1.977 m² erweitert.  

Davon sind bereits 1.502 m² 
durch bestehende bauliche 

Nutzungen realisiert, sodass 

durch diese Bauleitplanung 
noch weitere 475 m² hinzu-

kommen werden. 
 

1.2 Beeinflussung ande-

rer Pläne und Pro-
gramme 

Landes- und Regionalplanung 

 
Die Stadt Bückeburg ist im Landes-Raumordnungsprogramm Niedersachsen 

2017 als Mittelzentrum dargestellt, welches der Grundversorgung der Bevöl-
kerung in den Siedlungsbereichen dient und grundsätzlich für die Ansiedlung 

von großflächigen Einzelhandelsprojekten geeignet ist.  

 
Das Regionale Raumordnungsprogramm des Landkreises Schaumburg 

(2003) stellt für Bückeburg die Schwerpunktaufgabe Sicherung und Entwick-
lung von Wohnstätten, Arbeitsstätten und die besondere Entwicklungsauf-

gabe Fremdenverkehr dar. Das Gebiet liegt in städtebaulich integrierter 

Lage, eine ausreichende Standortqualität (Einzugsbereich, Haltestelle des 
Busverkehrs unmittelbar angrenzend) ist sichergestellt.  

 
Für den Bebauungsplan Nr. 2 A „Kreuzbreite“, 3. Änderung, wird als Art der 

baulichen Nutzung unverändert ein Sondergebiet gem. § 11 Abs. 3 BauNVO 

innerhalb der bereits bebauten Ortslage von Bückeburg planungsrechtlich 
festgesetzt. Aus dem Ursprungsbebauungsplan bestehen für eine Teilfläche 

im Osten des Änderungsgebietes Baurechte für ein Gewerbegebiet mit einer 
GRZ (Grundflächenzahl) von 0,6 zuzüglich einer zulässigen Überschreitung 
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Kriterium gem. An-
lage 2 BauGB i.V. m. 

Anlage 2 NUVPG 

Beschreibung / Auswirkung Bewertung 

von 50 %, das ebenfalls in ein Sondergebiet geändert wird. Die Maße der 
baulichen Nutzung bleiben jedoch unverändert. Der „Verträglichkeitsanalyse 

für die Erweiterung durch Abriss/Neubau eines LILD-Marktes in Bückeburg, 
Hannoversche Straße“ (Stadt + Handel Beckmann und Föhrer Stadtplaner 

PartGmbB, Dortmund, 10.05.2019) ist zu entnehmen, dass durch die ge-
plante Erweiterung des Marktes (durch Abriss und einen verlagerten Neu-

bau) keine negativen städtebaulichen Auswirkungen auf den Bestand und 

die Entwicklungsmöglichkeiten zentraler Versorgungsbereiche sowie die in-
tegrierte Nahversorgung in Bückeburg und Nachbarkommunen durch das 

Planvorhaben zu erwarten sind. Das Vorhaben dient der Sicherung der Nah-
versorgung am Standort und damit auch der Sicherung einer geordneten 

städtebaulichen Entwicklung. 

Damit besteht für die 3. Änderung des Bebauungsplanes grundsätzlich eine 
Übereinstimmung mit den Zielen der Regional- und Landesplanung. Eine 

erhebliche Beeinflussung anderer Pläne und Programme liegt nicht vor. 
 

Flächennutzungsplan 
 

Der wirksame Flächennutzungsplan deckt sich teilweise nicht mit den Fest-

setzungen der 3. Änderung des Bebauungsplans Nr. 2 A „Kreuzbreite“. Für 
das geplante Sondergebiet stellt der Flächennutzungsplan die Flächen der 

2. Änderung des B-Planes Nr. 2 A als Sondergebiet mit der Zweckbestim-
mung „Großflächiger Einzelhandel – Nahversorger“ dar. Für das östlich an-

grenzende und teilweise in den räumlichen Geltungsbereich der 3. Änderung 

einbezogene Flurstück, welches Teil des Bebauungsplanes Nr. 2 A ist, stellt 
der wirksame Flächennutzungsplan eine gewerbliche Baufläche dar. In die-

sem Verfahren ist daher auch die Berichtigung des Flächennutzungsplanes 
mit dem Ziel der Darstellung von Sonderbauflächen „großflächiger Einzel-

handel - Nahversorger“ vorgesehen.  

 
Eine erhebliche nachhaltige Beeinflussung der durch den Flächennutzungs-

plan dargestellten städtebaulichen Ordnung wird durch die 3. Änderung des 
Bebauungsplanes Nr. 2 A „Kreuzbreite“ nicht hervorgerufen. Von einer er-

heblichen Beeinflussung ist dann auszugehen, wenn durch die Aufstellung 
des Bebauungsplanes die planerische Leitidee des Flächennutzungsplanes 

bzw. das durch Abwägung gefundene Ergebnis des Planverfahrens beein-

trächtigt würde. Durch die Ausweisung des Sondergebietes „großflächiger 
Einzelhandel - Nahversorger“ anstelle der östlich angrenzenden bislang fest-

gesetzten gewerblichen Bauflächen soll die Erweiterung des bereits vorhan-
denen Einzelhandelsbetriebes ermöglicht werden. Da in einem Gewerbege-

biet grundsätzlich Einzelhandelsbetriebe zulässig sind, jedoch kein großflä-

chiger Einzelhandel, und es sich lediglich um eine untergeordnete Fläche 
handelt, entfernt sich die 3. Änderung des B-Planes mit der darin festge-

setzten max. Verkaufsfläche von 1.205 m² nicht wesentlich von der ur-
sprünglichen Leitidee des Flächennutzungsplans.  

 
Ziel der Stadt Bückeburg ist die Sicherung der verbrauchernahen Grundver-

sorgung der Bevölkerung in den Siedlungsbereichen mit Artikeln des perio-

dischen Bedarfs, der eine besondere Bedeutung beizumessen ist. Es liegen 
keine Beeinträchtigungen der städtebaulichen Ordnung vor. Weitere erheb-

liche Beeinträchtigungen von Plänen und Programmen sind nicht erkennbar. 
  

 



Bebauungsplan Nr. 2 A „Kreuzbreite“, 3. Änderung, Stadt Bückeburg 
Allgemeine Vorprüfung des Einzelfalls gem. § 13 a BauGB i. V. m. § 17 UVPG 

______________________________________________________________________________________________ 
Planungsbüro REINOLD – Raumplanung und Städtebau – Seetorstraße 1 A – 31737 Rinteln 

 9 

Kriterium gem. An-
lage 2 BauGB i.V. m. 

Anlage 2 NUVPG 

Beschreibung / Auswirkung Bewertung 

1.3 Umwelt- und ge-
sundheitsbezogene Er-

wägungen unter Berück-
sichtigung einer nachhal-

tigen Entwicklung 
 

 

Umweltrelevante geplante Nutzung: 
Nahversorgung mit Waren des perio-

dischen und geringfügig aperiodi-
schen Bedarfs. Keine Emission von 

Schadstoffen. 
 

a) Sondergebiet 

Bei der geplanten Ansiedlung handelt es 
sich um die Erweiterung eines Nahversor-

gers (LIDL) durch Abriss des bestehenden 
Lebensmittelmarktes und Neubau auf glei-

chem Grundstück.  

 
 

 
b) Bebauung 

Die Höhe der baulichen Anlagen ist auf 
max. 12 m, gemessen ab Oberkante des 

natürlichen Geländeniveaus, begrenzt. Dar-

über hinaus sind Gebäudelängen über 50 m 
zulässig, um den Raumanforderungen ei-

nes Einzelhandelsbetriebes gerecht zu wer-
den. 

 

c) Verkehr 
Die Zufahrt für Kunden und Lieferanten er-

folgt über die Hannoversche Straße und die 
Ahnser Straße.  

 

 
 

 
 

 
 

 

 
d) Pflanzflächen/Einzelbäume 

Die Festsetzungen der 2. Änderung des Be-
bauungsplanes zum Erhalt und Anpflanzen 

von Hecken und Einzelbäumen werden 

übernommen bzw. die auf der Grundlage 
der bislang rechtsverbindlichen Festsetzun-

gen bereits umgesetzten Pflanzmaßnah-
men werden zum Erhalt festgesetzt. 

 
e) Wasser 

Das im Sondergebiet anfallende und nicht 

über die bestehende Entwässerungssitua-
tion hinaus zu erwartende Oberflächenwas-

ser wird entsprechend der bestehenden Si-
tuation in den angrenzend verlaufenden 

Regenwasserkanal abgegeben. Da durch 

 
 

 
 

 
 

 

Mit der Festsetzung des Son-
dergebietes „großflächiger 

Einzelhandel - Nahversorger“ 
sichert die Stadt Bückeburg 

die geordnete städtebauliche 

Entwicklung im Stadtgebiet 
(Sicherung der Grundversor-

gung der Bevölkerung). 
 

Angemessene Umsetzung 
und Sicherung der Planungs-

ziele durch Festsetzungen im 

B-Plan. 
 

 
 

 

 
Keine erhebliche zusätzliche 

Beeinträchtigung durch die 3. 
Änd. des B-Planes Nr. 2 A 

„Kreuzbreite“. 

Eine Veränderung der Stell-
platzanordnung findet durch 

die Verlagerung des Neubaus 
nach Südwesten und der Zu-

fahrten statt. Die Anzahl der 
Stellplätze wird geringfügig 

von 72 Stellplätze auf ca. 80 

Stellplätze erhöht. 
 

Die grünordnerischen Festset-
zungen werden in die 3. Än-

derung des Bebauungsplanes 

aufgenommen und an die be-
reits realisierten Pflanzmaß-

nahmen angepasst. 
 

 
 

Eine erhebliche Veränderung 

der bisherigen Situation ist 
nicht erkennbar.  
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Kriterium gem. An-
lage 2 BauGB i.V. m. 

Anlage 2 NUVPG 

Beschreibung / Auswirkung Bewertung 

die 3. Änderung des B-Planes kein Beitrag 
zur Erhöhung der Flächenversiegelung ge-

leistet wird (GRZ von 0,6 wird übernom-
men), wird die Vorflutsituation nicht erheb-

lich beeinträchtigt. 
 

e) Betroffenheit schutzwürdiger Arten  

Durch die Abia GbR erfolgte eine Erfassung 
der im Plangebiet vorkommenden Brutvö-

geln und Fledermäuse, um darauf aufbau-
end die eventuell mit der geplanten Umge-

staltung des Areals zusammenhängenden 

artenschutzrechtlichen Aspekte mit Bezug 
auf die beiden genannten Artengruppen zu 

beurteilen. 
Zusammenfassend wurden im Ergebnis der 

Untersuchung 13 Brutvogelarten nachge-
wiesen, die alle überwiegend allgemein 

häufigen, nicht gefährdeten Arten angehö-

ren. Bei der Artengruppe der Fledermäuse 
wurden fünf verschiedene Arten(gruppen) 

bei Transferflügen bzw. jagend registriert. 
Die Nutzung der Gebäude als Quartierplatz 

wurde nicht festgestellt. 

 

 
 

 
 

 
 

 

Zur Vermeidung von Eingrif-
fen in das Störungs- und Tö-

tungsverbot wird ein entspre-
chender Hinweis zur Baufeld-

freiräumung und Bauzeiten in 

die Bebauungsplanänderung 
aufgenommen. 

Auf der Grundlage der textli-
chen Festsetzungen sowie 

örtlichen Bauvorschriften zur 
Bebauungsplanänderung er-

folgt eine Durchgrünung des 

Plangebietes, insbesondere 
der Stellplatzflächen. 

 

1.4 Umwelt- und ge-

sundheitsbezogene 
Probleme 

 

In der Bauphase muss mit vorübergehen-

den Belästigungen durch Baulärm sowie 
Staubimmissionen gerechnet werden.  

 

Lärmemissionen aus Kunden- und Lie-
ferverkehr 

Durch die Erweiterung des bestehenden 
Marktes bzw. durch den Abriss und Neubau 

des bestehenden Marktes wird nicht mit ei-

ner Steigerung des bisherigen Verkehrsauf-
kommens gerechnet. Die Anzahl der Stell-

plätze wird geringfügig von 72 Stellplätze 
auf ca. 80 Stellplätze erhöht. Den Anforde-

rungen der NBauO an den Nachweis ausrei-

chender Stellplätze kann dabei Rechnung 
getragen werden. Der konkrete Nachweis 

wird in der konkreten Vorhabenplanung ge-
genüber der Baugenehmigungsbehörde er-

bracht.  
Durch den Verkehr bestehen bereits Vorbe-

lastungen im Bereich der Hannoverschen 

Straße, im Bereich der Ahnser Straße beste-
hen Vorbelastungen durch die Gewerbebe-

triebe.  
Durch das Büro Wenker & Gesing Akustik 

und Immissionsschutz GmbH, Gronau, 

wurde mit Bezug auf die umgebende 

Temporäre Belästigung, keine 

dauerhafte Problematik er-
kennbar. 

 

 
 

Insgesamt keine Problematik 
oder zusätzliche Belastungen 

durch die geplante Erweite-

rung zu erkennen. 
Im Baugenehmigungsverfah-

ren sind entsprechende 
schalltechnische Nachweise 

zu erbringen, die auf eine Ver-

träglichkeit der mit dem ge-
planten Vorhaben verbunde-

nen Betriebsgeschehnisse 
und deren Auswirkungen auf 

die unmittelbare Nachbar-
schaft eingehen. 
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Kriterium gem. An-
lage 2 BauGB i.V. m. 

Anlage 2 NUVPG 

Beschreibung / Auswirkung Bewertung 

Bebauung eine schalltechnische Untersu-
chung durchgeführt. 

Diese kommt zu dem Ergebnis, dass sich 
das Sondergebiet aus schalltechnischer 

Sicht in die vorhandene Umgebung einfügt 
und die zugrunde gelegten Immissions-

richt- bzw. schalltechnischen Orientie-

rungswerte im Tages- und im Nachtzeit-
raum unterschreitet. 

Mit Bezug auf die o.g. Ergebnisse der 
schalltechnischen Untersuchung werden 

aktive und/oder passive Schallschutzmaß-

nahmen im Bebauungsplan nicht erforder-
lich.  

 
Durch die Kfz- Zu- und Abfahrten in Verbin-

dung mit der Einzelhandelsnutzung sind ne-
ben den Lärmemissionen auch Abgasemis-

sionen zu erwarten, die jedoch auch bereits 

zum gegenwärtigen Zeitpunkt in Verbin-
dung mit dem bestehenden Einzelhandels-

betrieb vorhanden sind. Es wird an dieser 
Stelle mit Bezug auf die Entwicklung des 

Einzelhandelsstandortes davon ausgegan-

gen, dass es in den Bereichen Hannover-
sche Straße und Ahnser Straße nicht zu ei-

ner relevanten Erhöhung der bestehenden 
Abgaswerte kommt, da es sich bei den Zu- 

und Abfahrten/Tag nicht um reinen Neuver-

kehr handelt, sondern auch Verknüpfungen 
mehrerer Fahrtzwecke berücksichtigt wer-

den und diese im Verhältnis zur bestehen-
den Verkehrssituation eher als gering ein-

zustufen ist. So ergeben sich z.B. durch 
nachmittägliche Fahrten vom Arbeitsplatz 

zum Wohnort, die nun am Einkaufsmarkt 

unterbrochen wird, keine zusätzlichen Ver-
kehrsbelastungen im Planungsraum. 

 
Abfall 

Nach Menge und Qualität fallen keine über 

das übliche Maß hinaus anfallenden Abfall-
stoffe an. Die Abfallentsorgung ist durch die 

AWS Abfallwirtschaftsgesellschaft Land-
kreis Schaumburg mbH sichergestellt. 

 
 

Altlasten 

Auf dem Grundstück des Verbrauchermark-
tes befindet sich der Altstandort einer ehe-

maligen Maschinenfabrik. Maschinenfabri-
ken sind nach dem Branchenkatalog als un-

eingeschränkt altlastenrelevant 

 
 

 
 

 
 

 

 
 

 
 

 

 
 

 
 

 
 

 

 
 

 
 

 

 
 

 
 

 

 
 

 
 

 
 

 

 
 

 
 

Erhebliche Belastungen wer-

den nach derzeitigem Kennt-
nisstand nicht erwartet. 

 
 

 
 

 

Erhebliche Belastungen wer-
den nach derzeitigem Kennt-

nisstand nicht erwartet. 
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Kriterium gem. An-
lage 2 BauGB i.V. m. 

Anlage 2 NUVPG 

Beschreibung / Auswirkung Bewertung 

einzustufen. Dies bedeutet, dass aufgrund 
der angenommenen Betriebsstrukturen, 

Produktions- und Verfahrensabläufe, ein 
kontaminierter Standort zu vermuten ist. 

Der Standort ist im B-Plan entsprechend 
nachrichtlich gekennzeichnet. Genauere 

Aussagen hierzu müssen ggf. über geson-

derte Gutachten ermittelt werden. 
 

Durch die Festsetzungen der 
3. Änderung des B-Planes Nr. 

2 A „Kreuzbreite“ wird die 
Entwicklung des Standortes 

unter Berücksichtigung der 
Anforderungen auf gesunde 

Wohnverhältnisse im weite-

ren Umfeld nachhaltig gesi-
chert und gleichzeitig be-

grenzt. 
Im Rahmen der geplanten Er-

weiterung der Einzelhandels-

nutzung und aus den textli-
chen und zeichnerischen Fest-

setzungen der 3. Änderung 
des Bebauungsplans Nr. 2 A 

„Kreuzbreite“ werden keine 
Besonderheiten erwartet, die 

zu Umweltverschmutzungen 

oder Belästigungen führen 
könnten.  

Von dem Bebauungsplan ge-
hen keine über die o.g. Emis-

sionen genannten Wirkungen 

aus. 
 

Das Plangebiet weist auf-
grund der bestehenden inten-

siven Nutzung und der Lage 

keine Bedeutung für die Frei-
zeit oder Naherholung auf. 

 

1.5 Bedeutung für natio-

nale und europäische 

Umweltvorschriften 

Nicht vorhanden. Erhebliche Belastungen wer-

den nicht erwartet. 

 

2.2.2 Merkmale möglicher Auswirkungen  

 
Kriterium gem. An-

lage 2 BauGB i. V. m. 
Anlage 2 NUVPG 

Beschreibung / Auswirkung Bewertung / Erheblich-

keit 

2.1 Ausmaß (Wahr-
scheinlichkeit, Dauer 

und Häufigkeit, Umkehr-

barkeit) 

Die Auswirkungen der Planung sind im Wesent-
lichen auf das Plangebiet und auf die unmittel-

bar angrenzenden Bereiche beschränkt. Die 

Auswirkungen sind für derartige Projekte nicht 
vermeidbar bzw. durch entsprechende Maß-

nahmen nur graduell zu vermindern. Es beste-
hen bereits Vorbelastungen durch den vorhan-

denen Markt und weitere Nutzungen im Gewer-

begebiet des rechtswirksamen B-Plans Nr. 2 A 
„Kreuzbreite“. 

Die Auswirkungen sind ver-
tretbar und werden nicht als 

„erheblich“ im Sinne des 

UVPG bewertet. 
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Kriterium gem. An-
lage 2 BauGB i. V. m. 

Anlage 2 NUVPG 

Beschreibung / Auswirkung Bewertung / Erheblich-
keit 

 
Die Auswirkungen sind bezogen auf das Plan-

gebiet dauerhaft. Sie werden durch Maßnah-
men innerhalb des Plangebiets teilweise gemin-

dert / ausgeglichen. Reversibel sind die Auswir-
kungen nur bei einer Aufgabe der planungs-

rechtlich zulässigen Nutzungen und einer Än-

derung des Bebauungsplans. 
 

Der zusätzliche zu erwartende Verkehr kann im 
Zuge des Straßensystems verträglich abgewi-

ckelt werden. Es kommt nicht zu Beeinträchti-

gungen des fließenden Verkehrs auf der Han-
noverschen Straße und der Ahnser Straße. Da-

bei sind nicht alle Fahrten Neuverkehr, viel-
mehr werden mehrere Fahrtzwecke verknüpft. 

Letztlich führt das Vorhaben im Wesentlichen 
zu einer Verkehrsverlagerung, nicht zu erstma-

ligen Verkehren. 

 

 
Keine Beeinträchtigung ge-

geben. 
 

 
 

 

 
 

Keine Beeinträchtigung ge-
geben. 

 

 

2.2 Grenzüberschrei-

tende Auswirkungen 

Ein grenzüberschreitender Charakter der durch 

die Planung hervorgerufenen Auswirkungen 

kann ausgeschlossen werden. 
 

Es sind keine grenzüber-

schreitenden Auswirkungen 

gegeben. 
 

2.3 Risiken für die Um-
welt einschl. der 

menschlichen Gesund-

heit 

Im Rahmen der Nahversorgungsnutzung und 
aus den Festsetzungen des Bebauungsplanes 

wird insgesamt nur ein geringes Gesundheits- 

und Unfallrisiko erwartet. Für die im Umfeld an-
sässige Bevölkerung und für die weitere Umge-

bung entsteht durch die Erweiterung des be-
stehenden Nahversorgers (durch Abriss und 

Neubau) kein erhöhtes Unfallrisiko.  

 

Keine erheblichen Belastun-
gen erkennbar. 

2.4 Umfang und räumli-

che Ausdehnung der 

Auswirkungen 

Durch die Kfz- Zu- und Abfahrten in Verbindung 

mit der Erweiterung der Einzelhandelsnutzung 

(durch Abriss und Neubau) sind neben den 
Lärmemissionen auch Abgasemissionen zu er-

warten. Vorbelastungen sind jedoch im Bereich 
der Hannoverschen Straße durch den Straßen-

verkehr und im Bereich der Ahnser Straße 
durch die gewerbliche Nutzung gegeben. Die 

Einhaltung der maßgeblichen Orientierungs-

werte in Verbindung mit den zu erwartenden 
Kundenverkehren wurde gutachterlich nachge-

wiesen. Es wird an dieser Stelle davon ausge-
gangen, dass es in den Bereichen Hannover-

sche Straße und Ahnser Straße nicht zu einer 

relevanten Erhöhung der bestehenden Abgas-
werte kommt, da es sich bei den Zu- und Ab-

fahrten/Tag nicht um reinen Neuverkehr han-
delt, sondern auch Verknüpfungen mehrerer 

Fahrtzwecke berücksichtigt werden und diese 
im Verhältnis zur bestehenden 

Keine nachteiligen Auswir-

kungen zu erwarten. 
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Kriterium gem. An-
lage 2 BauGB i. V. m. 

Anlage 2 NUVPG 

Beschreibung / Auswirkung Bewertung / Erheblich-
keit 

Verkehrssituation eher als gering einzustufen 
sind. So ergeben sich z.B. durch nachmittägli-

che Fahrten vom Arbeitsplatz zum Wohnort, die 
nun am Einkaufsmarkt unterbrochen wird, 

keine zusätzlichen Verkehrsbelastungen im Pla-
nungsraum. 

 

2.5 Bedeutung, Sensibi-
lität des Gebiets auf-

grund natürlicher Merk-

male, des kulturellen Er-
bes, der Intensität der 

Bodennutzung unter Be-
rücksichtigung der Über-

schreitung von Umwelt-
qualitätsnormen und 

Grenzwerte 

a) bestehende Nutzung 
Es handelt sich um eine bereits überwiegend 

bebaute Fläche eines Einzelhandelsstandortes 

und um eine östlich angrenzende unbebaute 
Hausgartenfläche mit Gehölzbeständen der 

südlich angrenzenden Wohnnutzung (Wohnen 
im Gewerbegebiet). In der unmittelbaren Um-

gebung befindet sich im Nordwesten angren-
zende Wohnbebauung und im Süden und Os-

ten überwiegend gewerbliche Nutzung. Die Zu-

fahrt zu den Parkplätzen erfolgt über die Han-
noversche Straße und die Ahnser Straße. Aus 

dem Bebauungsplan Nr. 2 A „Kreuzbreite“ be-
steht eine zulässige Überbauung von bis zu 

max. 80 %, (GRZ= (Grundflächenzahl) von 0,6 

zzgl. 50 % Überschreitung für Stellplätze und 
Nebenanlagen, jedoch nicht mehr als 0,8). 

Schützenswerte Biotope sind im Plangebiet und 
der Umgebung nicht vorhanden. 

 
b) Schutzgüter gem. UVPG 

Der vorhandene Boden ist bereits weitgehend 

durch großvolumige Gebäude und Stellplätze 
überbaut und versiegelt. Für die östlichen Flä-

chen, die sich derzeit noch als vegetationsrei-
che Hausgartenfläche darstellen, bestehen be-

reits Planungsrechte auf der Grundlage des 

rechtsverbindlichen Bebauungsplanes Nr. 2 A 
der diese Flächen als Gewerbegebiet festsetzt. 

Die Gehölzstrukturen können mit Blick auf die 
geplante Entwicklung des Einzelhandelsstan-

dortes absehbar nicht erhalten werden. Arten-

schutzrechtliche Belange werden für diese Flä-
chen jedoch im Rahmen einer faunistischen 

Untersuchung berücksichtigt. 
Unter Berücksichtigung des Standortes und sei-

ner potenziellen Entwicklungsmöglichkeiten, 
begründet durch den rechtswirksamen B-Plan 

Nr. 2 a „Kreuzbreite“ werden die Beeinträchti-

gungen insgesamt jedoch nicht als erheblich 
i.S.d. UVPG angesehen. 

 
Der bestehende und zu erhaltende Gehölzbe-

stand aus einer den Parkplatz umlaufenden 

Hainbuchenhecke und Einzelbäumen kann 
Tier- und Pflanzenarten als Lebensraum 

 
Keine nachteiligen Auswir-

kungen zu erwarten.  

 
 

 
 

 
 

 

 
 

 
 

 

 
 

 
 

 
 

Die Beeinträchtigungen 

werden als gering bewertet 
i.S.d. UVPG. 

 
 

 

 
 

 
 

 

 
 

 
 

 
 

 

 
 

 
Veränderungen zur bisheri-

gen Plansituation sind nicht 

gegeben. 
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Kriterium gem. An-
lage 2 BauGB i. V. m. 

Anlage 2 NUVPG 

Beschreibung / Auswirkung Bewertung / Erheblich-
keit 

dienen, dessen Qualität jedoch durch die ge-
werblich geprägte Lage und die geringe Aus-

dehnung erheblich vorbelastet ist. Aufgrund 
der Vorbelastungen des Sondergebietes mit 

der Zweckbestimmung „großflächiger Einzel-
handel – Nahversorger“ und des Gewerbege-

bietes sind seltene Pflanzenarten und beson-

ders geschützte Tierarten nicht zu erwarten, es 
erfolgt jedoch eine faunistische Kartierung der 

östlichen Grundstücksflächen. Aus dem rechts-
verbindlichen Bebauungsplan Nr. 2 A „Kreuz-

breite“ einschl. dessen 2. Änderung ist bereits 

eine Überbauung von bis zu 80 % zulässig 
(GRZ=0,6 zzgl. 50 % für Stellplätze und Ne-

benanlagen). 
 

Grad und Komplexität der 
Auswirkungen liegen im üb-

lichen Rahmen vergleichba-
rer Projekte.  

Erhebliche Auswirkungen 
sind nach derzeitigem 

Kenntnisstand für die 

Schutzgüter des UVPG u.a.  
Boden, Wasser sowie Tiere 

und Pflanzen nach dem der-
zeitigen Kenntnisstand nicht 

zu erwarten. 

2.6 Schutzgebiete  Natura-2000 Gebiete 

 Naturschutzgebiete 
 Nationalparke 

 Biosphärenreservate/Landschaftsschutz-
gebiete 

 Naturdenkmäler 

 Geschütze Landschaftsbestandteile 
 Geschützte Biotope 

 Wasserschutzgebiete etc. 
 Gebiete mit Überschreitung festgelegter 

Umweltqualitätsnormen 
 Gebiet mit hoher Bevölkerungsdichte, 

insbesondere zentrale Orte und Sied-

lungsschwerpunkte 
 Denkmäler, Denkmalensembles, archäo-

logisch bedeutsame Landschaften 
 

Nicht vorhanden. 

3 Ergebnis der Allgemeinen Vorprüfung 

Im Ergebnis der Vorprüfung des Einzelfalls (Stand Februar 2020) zeigt sich, dass keine Schutzgü-
ter und keine Schutzgebiete von der Planung erheblich betroffen sind. Das Plangebiet besitzt ins-
gesamt keine besondere Bedeutung für die landschaftsgebundene Nah- oder Kurzzeiterholung. 
Die weiteren Umweltmedien Boden und Klima weisen aufgrund der vorhandenen Versiegelung 
und intensiven Nutzung bzw. der innerstädtischen Lage des Plangebiets keine besonderen Quali-
täten auf. Aus dem rechtsverbindlichen Bebauungsplan Nr. 2 A „Kreuzbreite“ ist bereits eine Ver-
siegelung der Flächen von bis zu 80 % zulässig. Durch die 3. Änderung ist keine darüber hinaus 
gehende Versiegelung festgesetzt. 

Die bauliche Inanspruchnahme der Flächen ist aufgrund der Lage und der bisherigen Nutzung als 
Sondergebiet mit der Zweckbestimmung „großflächiger Einzelhandel – Nahversorger“ und als Ge-
werbegebiet relativ unproblematisch und unter Umweltgesichtspunkten vertretbar.  

Durch das Vorhaben der 3. Änderung des Bebauungsplans Nr. 2 A „Kreuzbreite“ kann das Schutz-
gut „Mensch“ insbesondere durch Lärmimmissionen beeinträchtigt werden. Unter Berücksichti-
gung der Vorbelastungen und unter der Annahme, dass es in den Bereichen Hannoversche Straße 



Bebauungsplan Nr. 2 A „Kreuzbreite“, 3. Änderung, Stadt Bückeburg 
Allgemeine Vorprüfung des Einzelfalls gem. § 13 a BauGB i. V. m. § 17 UVPG 

______________________________________________________________________________________________ 
Planungsbüro REINOLD – Raumplanung und Städtebau – Seetorstraße 1 A – 31737 Rinteln 

 16 

und Ahnser Straße nicht zu einer relevanten Erhöhung der bestehenden Lärm- und Abgaswerte 
kommt, da es sich bei den Zu- und Abfahrten/Tag nicht um reinen Neuverkehr handelt, sondern 
auch Verknüpfungen mehrerer Fahrtzwecke berücksichtigt werden und diese im Verhältnis zur 
bestehenden Verkehrssituation eher als gering einzustufen ist, können die zu erwartenden Aus-
wirkungen als „nicht erheblich“ beurteilt werden. Durch das Büro Wenker & Gesing Akustik und 
Immissionsschutz GmbH, Gronau,  wurde mit Bezug auf die umgebende Bebauung eine schall-
technische Untersuchung durchgeführt. Zusammenfassend wurde darin festgestellt, dass aktive 
und/oder passive Schallschutzmaßnahmen im Bebauungsplan nicht erforderlich werden. Im Bau-
genehmigungsverfahren sind entsprechende schalltechnische Nachweise zu erbringen, die auf 
eine Verträglichkeit der mit dem geplanten Vorhaben verbundenen Betriebsgeschehnisse und de-
ren Auswirkungen auf die unmittelbare Nachbarschaft eingehen. 

Umweltrelevante Stellungnahmen, die in der hier zur Vorlage kommenden Vorprüfung des Einzel-
falls zu berücksichtigen sind, liegen nicht vor.  

Unter Berücksichtigung der derzeitigen Kenntnisse weist die 3. Änderung des Bebauungsplanes 
Nr. 2 A „Kreuzbreite“ keine erheblichen Umweltauswirkungen auf, die nach § 2 Abs. 4 Satz 4 in 
der Abwägung zu berücksichtigen wären. Eine weitergehende Prüfung der Umweltverträglichkeit 
ist bei dem jetzigen Kenntnisstand nicht erforderlich. Das Verfahren für die 3. Änderung des Be-
bauungsplanes Nr. 2 A „Kreuzbreite“ kann auf der Grundlage des § 13 a BauGB durchgeführt 
werden. 


